
Satzung des Vereins 

 
SCHULE DER PHANTASIE-Fürth/Franken e.V. 

 
 
§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „SCHULE DER PHANTASIE – Fürth/Franken e.V.“ 

(2) Er hat den Sitz in Fürth. 

(3) Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden. 

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Vereinszwecke 

(1) Die SCHULE DER PHANTASIE – Fürth/Franken verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist die Stärkung von jungen Menschen im Bereich Kunst und Kultur 

sowie die Unterstützung eines kulturell vielfältigen Klimas in Franken. Dies geschieht 

mittels: 
 Stärkung der Persönlichkeit durch das Wecken von Fähigkeiten, die einen Zugang zu 

neuen, individuellen Lösungen ermöglichen (Erfindergeist). 
 Förderung der Kreativität und der Motivation, eigene Phantasien zu realisieren. 
 Erwerb von Fähigkeiten, wie Unvoreingenommenheit, Aufgeschlossenheit und 

Teamfähigkeit. 
 Gemeinsamer kreativer Arbeit als Kultur- und Integrationsförderung, hier erweitert in 

der Zusammenarbeit mit  Kindern oder Menschen mit und ohne Behinderung, sowie 

generationsübergreifendes Arbeiten. 
 Vermittlung künstlerischer, ästhetischer und ethischer Werte. 
 Erfahren von und Experimentieren mit neuen und künstlerischen Ausdrucksmitteln und 

unterschiedlichen Materialien. 
 Förderung der Eigenverantwortung und der Eigeninitiative. 
 Sensibilisierung zum toleranten Umgang mit anders denkenden und anders planenden 

Menschen. 
 Anleitung zur Entwicklung von Strategien, um Probleme zu lösen. 
 der Entwicklung eines Bewusstseins für Natur und Umwelt. 
 Eines kritischen Umgangs mit den Medien. 

 

(3) Weitere Vereinszwecke sind die Ergänzung des Bildungsangebots in der Region, durch 

Zusammenarbeit mit bestehenden Kultur- und Bildungseinrichtungen und Kinder- und 

Jugendeinrichtungen. 

  

 

§ 3 Selbstlosigkeit 

Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied keine Zuwendungen aus Mitteln des 

Vereins. Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 

Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten. Es darf keine Person 

durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig 

hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede natürliche oder juristische Person werden. 

(2) Der Verein besteht aus aktiven Mitgliedern, Fördermitgliedern und Ehrenmitgliedern. 

(3) Aktives Mitglied kann jede natürliche Person werden, die im Verein oder einem von ihm 

geförderten Projekt aktiv mitarbeiten möchte. Fördermitglied kann jede natürliche oder 



juristische Person werden, die sich zwar nicht aktiv betätigen, jedoch die Ziele und den Zweck 

des Vereins fördern und unterstützten möchte. 

(4) Zum Ehrenmitglied können natürliche Personen ernannt werden, die sich in besonderer 

Weise um den Verein verdient gemacht haben. Hierfür ist ein Beschluss der 

Mitgliederversammlung erforderlich. 

 

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder sind berechtigt, an allen angebotenen Veranstaltungen des Vereins 

teilzunehmen. Sie haben darüber hinaus das Recht, gegenüber dem Vorstand und der 

Mitgliederversammlung Anträge zu stellen. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein und den Vereinszweck - auch in der 

Öffentlichkeit - in ordnungsgemäßer Weise zu unterstützen sowie die laut Maßgabe des 

Beschlusses der Mitgliederversammlung. 

(3) Aktive Mitglieder besitzen das aktive und passive Wahlrecht sowie das Antrags-, Stimm- 

und Rederecht auf Mitgliedsversammlungen. 

(4) Fördermitglieder besitzen das Rede- und Antragsrecht auf Versammlungen, jedoch kein 

Stimm- oder Wahlrecht. 

(5) Ehrenmitglieder sind von der Beitragszahlung befreit und haben ansonsten die gleichen 

Rechte und Pflichten wie aktive Mitglieder. 

 

 

§ 6 Beginn und Ende der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft muss gegenüber dem Vorstand schriftlich beantragt werden. Über den 

Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit. Der Vorstand ist 

nicht verpflichtet, dem Antragsteller Ablehnungsgründe mitzuteilen. Der abgelehnte 

Antragsteller kann die Mitgliedsversammlung anrufen, abschließend über seinen 

Mitgliedsantrag zu entscheiden. 

(2) Die Mitgliedschaft endet durch freiwilligen Austritt, Ausschluss, Tod des Mitglieds oder 

Verlust der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen. 

(3) Der Austritt muss durch schriftliche Kündigung zum Ende des Geschäftsjahrs unter 

Einhaltung einer dreimonatigen Frist gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

(4) Der Ausschluss eines Mitglieds mit sofortiger Wirkung und aus wichtigem Grund kann dann 

ausgesprochen werden, wenn das Mitglied in grober Weise gegen die Satzung, Ordnungen, den 

Satzungszweck oder die Vereinsinteressen verstößt. Über den Ausschluss eines Mitglieds 

entscheidet der Vorstand mit zweidrittel Stimmenmehrheit. Vor dem Beschluss ist dem Mitglied 

unter Fristsetzung von zwei Wochen Gelegenheit zu geben, sich zu den erhobenen Vorwürfen 

zu äußern. Auf Wunsch erhalten ausgeschlossene Mitglieder die Gelegenheit, auf der dem 

Vereinsausschluss folgenden Mitgliederversammlung Widerspruch gegen die Entscheidung 

einzulegen. In diesem Fall entscheidet die Mitgliederversammlung abschließend. 

(5) Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche 

aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen 

Unterstützungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der Anspruch des Vereins auf 

rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon unberührt. 

(6) Die Mitgliedschaft endet durch Streichung, wenn trotz zweimaliger Mahnung im 

Mindestabstand von zwei Wochen die Mitgliedsbeiträge nicht entrichtet wurden. Die zweite 

Mahnung muss schriftlich erfolgt sein. Nach Verstreichen einer Erklärungsfrist von drei 

Monaten endet die Mitgliedschaft automatisch. Die Frist beginnt mit dem Absenden der zweiten 

Mahnung. 
 

§ 7 Beiträge 

Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. 

Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

 

 

§ 8 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 



a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

 

 

§ 9 Der Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern: Erster Vorsitzender, zweiter Vorsitzender und 

Kassenwart. Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Je zwei 

Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt. Für den Fall einer Vertretung 

(Krankheit, Urlaub, etc.) kann einem Vorstandsmitglied eine Vollmacht zur alleinigen 

Vertretung 

erteilt werden. 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. 

Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang 

bestimmt. 

Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis 

Nachfolger gewählt sind. 

(3) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Er hat 

insbesondere folgende Aufgaben: Er verantwortet das Programm sowie die Erfüllung der 

satzungsgemäßen Ziele nach §2 Vereinszweck und entscheidet über Initiierung, Ausgestaltung 

und Durchführung von Projekten und Kooperationen. Der Vorstand übt seine Tätigkeit 

ehrenamtlich aus. Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen 

Geschäftsführer bestellen. Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit 

beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens zweimal statt. Die Einladung zu 

Vorstandssitzungen erfolgt durch den 1. Vorstand schriftlich unter Einhaltung einer 

Einladungsfrist von mindestens 7 Tagen. Vorstandssitzungen sind beschlussfähig, wenn 

mindestens zwei Vorstandsmitglieder anwesend sind. 

(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. 

(6) Beschlüsse des Vorstands können bei Eilbedürftigkeit auch schriftlich oder fernmündlich 

gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem Verfahren 

schriftlich 

oder fernmündlich erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind 

schriftlich niederzulegen und von den Vorständen zu unterzeichnen. 

(7) Jedes Vorstandsmitglied erhält eine jährliche Aufwandsentschädigung in Höhe des nach § 3 

Nr. 26a EStG geltenden Höchstbetrags. 

 

 

§ 10 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist jährlich einzuberufen. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 

Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von mindestens zwei Drittel der 

Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird. 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorstand unter 

Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens zwei Wochen bei gleichzeitiger Bekanntgabe der 

Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens 

folgenden Tag. Es gilt das Datum des Poststempels. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied 

als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied des Vereins schriftlich bekannt gegebene 

Adresse gerichtet ist. 

(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist 

grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung 

nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden. 

Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur Beschlussfassung über die 

Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes schriftlich vorzulegen. 

Die Mitgliederversammlung entscheidet z. B. auch über 

a) Gebührenbefreiungen, 

b) Aufgaben des Vereins, 

c) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundbesitz, 

d) Beteiligung an Gesellschaften, 



e) Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich, 

f) Mitgliedsbeiträge, 

g) Satzungsänderungen, 

h) Auflösung des Vereins. 

(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig anerkannt 

ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes Mitglied hat eine 

Stimme. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

 

 

§ 11 Satzungsänderung 

(1) Für Satzungsänderungen ist eine 2/3-Mehrheit der erschienenen Vereinsmitglieder 

erforderlich. Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt 

werden, wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur 

Mitgliederversammlung hingewiesen wurde und der Einladung sowohl der bisherige als auch 

der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt worden waren. 

(2) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 

Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese 

Satzungsänderungen müssen allen Vereinsmitgliedern alsbald schriftlich mitgeteilt werden. 

 

 

§ 12 Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen erfassten Beschlüsse sind 

schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen. 

 

 

§ 13 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 

rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an die  

LJKE Bayern e.V. 

(Landesarbeitsgemeinschaft der Jugend- und Kinderkunstschulen in Bayern e.V.) 

Finanzamt München, 143/218/60118) 

Geschäftsstelle 

Albert-Greiner-Str. 40 

D-86161 Augsburg 

Tel.: 0821 / 55 59 10 - die es 

unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 

 

 

.......................................... 

(Ort) (Datum) 

 

 

 

 

 

 

.......................................... 

(Unterschriften) 

 

 

 


